
Vor 21 Jahren spielte Alan Handy -
side Gott. Tausende Männer, Frau-
en und Kinder danken es ihm noch

heute. 
Der britische Embryologe nahm eine

Pipette in die Hand, entnahm drei Tage
zuvor im Reagenzglas gezeugten Em-
bryonen jeweils eine einzelne Zelle und
untersuchte das Erbgut. Anschließend
ließ er nur jene Embryonen einpflanzen,
die von der schweren Erbkrankheit der
Familie nicht betroffen sein würden. Am
15. Juli 1990 wurden die gesunden Zwil-
linge Natalie und Danielle geboren – die
ersten Kinder, die ihr Dasein der Prä -
implantationsdiagnostik (PID) verdanken.

Alan Handyside verhilft auch heute
noch Paaren zu gesunden Kindern und
hat seine Methode ständig weiterent -
wickelt. Für die in Deutschland neuent-
brannte PID-Debatte hat er nur Kopf-
schütteln übrig: „Deutschland“, kritisiert
Handyside mit britischem Understate-
ment, „hat eine sehr isolierte Auffas-
sung.“ 

Wohl wahr: Weltweit nur eine Hand-
voll Länder haben die PID ausdrücklich
verboten, darunter Chile, Algerien und
die Philippinen. Praktiziert wird der Erb-
gut-Check nach einer künstlichen Be-
fruchtung hingegen in rund 60 Ländern.
Insbesondere in Europa kommt die PID
fast flächendeckend zum Einsatz – von
Portugal bis Finnland. Sogar die lange zö-
gerlichen Schweizer tüfteln an einem Ge-
setz, das die Methode legalisieren soll. 

Doch in Deutschland melden sich der-
zeit die Bedenkenträger lautstark zu
Wort. Im Juli hatte der Bundesgerichtshof
entschieden, dass die PID auch hierzu-
lande zulässig ist, „um schwere genetische
Schäden“ zu verhindern. Seither sind die
konservativen Christen unter den deut-
schen Politikern in Aufruhr – vor allem
in der Union. 

Eine Selektion wie bei der PID sei „mit
einer Politik auf der Grundlage des christ-
lichen Menschenbildes nicht vereinbar“,
wetterte Maria Flachsbarth, die Kirchen-
beauftragte der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion. Schützenhilfe bekam sie vom
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskon-
ferenz, Erzbischof Robert Zollitsch. Er
kritisierte, dass sich der Mensch bei dieser

Methode zum Herrn über das Leben ma-
che: „Das ist unerträglich.“ 

Am Dienstag werden sich Vertreter
von Union und FDP treffen, um über eine
gemeinsame Position zu beraten. Eine
 Einigung gilt als unwahrscheinlich. Aus-
gerechnet die Kanzlerin und CDU-Vor-
sitzende Angela Merkel, die als Natur-
wissenschaftlerin sonst zu rationalen
 Urteilen neigt, hat sich auf die Seite der
PID-Gegner geschlagen – aus parteitak-
tischen Gründen. Sie sprach sich am vor-
vergangenen Wochenende überraschend
klar für ein Verbot aus.

„Merkels Position ist ein Versöhnungs-
angebot an die konservativen Katholiken
in der Partei“, analysiert der Bonner Po-
litikwissenschaftler Gerd Langguth. Im
vorigen Jahr hatte es sich die Kanzlerin
mit diesem Parteiflügel verscherzt, weil
sie den Papst öffentlich kritisiert hatte. 

„Merkel gilt eigentlich als forschungs-
freundlich“, sagt Langguth. Sie ist Physi-
kerin und hat sich 2007 beim Parteitag in
Hannover „nach langem Überlegen“ da-
für eingesetzt, die Regeln für die For-
schung mit menschlichen embryonalen

Stammzellen zu lockern. Auch das hat
einige konservative Christen verärgert.

Nun steht Merkel wieder vor einem
Parteitag und fürchtet einen Aufstand der
Konservativen gegen die PID. Dabei gibt
es durchaus christlich orientierte Abge-
ordnete, die keinerlei Probleme mit der
PID haben – im Gegenteil: Peter Hintze
zum Beispiel leuchtet die Ablehnung sei-
ner Parteifreunde nicht ein. Er war einmal
Pfarrer und CDU-Generalsekretär, jetzt
ist er Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundeswirtschaftsministerium. Bei einem
Embryo in der Petrischale mag er noch

nicht von einem Men-
schen sprechen. Er redet
von Zellen. Die Präim-
plantationsdiagnostik ist
für ihn eine Methode,
Paaren mit einer schwe-
ren genetischen Vorbe-
lastung die Entscheidung
für ein Kind zu erleich-
tern. 

„Ein Christ, der sich
für ein Ja zum Leben ein-
setzt, muss die PID in
 diesen Grenzsituationen
befürworten“, sagt Hint-
ze. Er möchte keine
 Gesetzesänderung, son-
dern fordert, dass die
Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs bestehen
bleibt. Die PID wäre da-
mit in bestimmten Fällen
zulässig.

Auch ein CSU-Abge-
ordneter, der sich noch
nicht öffentlich bekennen
mag, ist klar für die PID –
weil er gegen Abtreibun-
gen ist. Die Abtreibung
eines Fötus ist laut Straf-
gesetzbuch bis zum Ende
der Schwangerschaft er-
laubt, wenn „die Gefahr
einer schwerwiegenden
Beeinträchtigung des
 körperlichen oder see -
lischen Gesundheitszu-
standes der Schwan -
geren“ besteht. Bei der
Abtreibung werde ein Le-
bewesen aktiv getötet,
meint der CSU-Mann;

nach einer PID hingegen lasse man ein
vielleicht werdendes Leben absterben.
Das sei ein moralischer Unterschied. 

Warum eine Abtreibung christlicher
sein soll, als einen Zellklumpen gar nicht
erst einzupflanzen, entzieht sich in der
Tat der Logik. So praktizieren gerade vie-
le katholische Länder in Europa einen li-
beralen Umgang mit dem Erbgut-Check
nach der künstlichen Befruchtung. 

Spanien etwa hat sich (neben Belgien)
zu einem der wichtigsten Ziele für PID-
Tourismus in Europa entwickelt. Für viele
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Schwere
Schäden

Fast überall in Europa werden
Erbguttests an Embryonen vorge-
nommen – gerade in katholischen

Ländern. Nur Deutschland tut
sich mit der PID-Methode schwer. 
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verzweifelte deutsche Paare, die in der
Regel schon ein schwerbehindertes Kind
und mehrere „Schwangerschaften auf
Probe“ mit anschließenden Abtreibungen
hinter sich haben, ist Spanien seit vielen
Jahren die letzte Hoffnung. 

„Wir haben den Leuten die Telefon-
und Faxnummern von Kliniken etwa in
Brüssel oder Barcelona zugeschoben“, er-
zählt Eberhard Schwinger, bis 2006 Di-
rektor des Instituts für Humangenetik der
Universität Lübeck, „und immer darauf
geachtet, dass diese nicht in den offiziel-
len Arztbriefen aufgetaucht sind.“ 

Auch im überwiegend katholischen Ir-
land, wo Abtreibungen bis auf ganz we-
nige Ausnahmen verboten sind, gibt es
kein Gesetz, das die PID in irgendeiner
Weise einschränken würde. „Wir befin-
den uns allerdings in einem rechtlichen
Vakuum“, sagt Declan Keane, Leiter der
IVF-Praxis ReproMed Consultancy Ser-
vices in Dublin. Auf der Internetseite von
ReproMed wird die PID im Leistungska-
talog geführt. Es ist allerdings nur eine
sogenannte Satelliten-Behandlung: „Wir
betreuen die Frauen zwar – organisieren
für sie die eigentliche PID jedoch an einer
unserer kooperierenden Kliniken in
Europa“, erklärt Keane. 

Noch überraschender ist die Praxis im
erzkatholischen Polen, wo Abtreibungen
ebenfalls bis auf wenige Ausnahmen ver-
boten sind. Die Fortpflanzungsmedizin
und die PID hingegen sind gesetzlich
nicht eingeschränkt. Immer wieder reisen
Paare aus Brandenburg, Berlin oder Sach-
sen zur Präimplantationsdiagnostik nach
Polen – während verzweifelte Polinnen
umgekehrt nach Deutschland reisen, um
hier einen Schwangerschaftsabbruch vor-
nehmen zu lassen. Europa paradox.

Allerdings wird auch in Polen derzeit
über ein neues Fortpflanzungsmedizin-
gesetz gestritten. Während ein Geset -
zesentwurf vorsieht, die künstliche Be-
fruchtung künftig sogar vom Nationalen
Gesundheitsfonds mitfinanzieren zu
 lassen, möchte die katholische Kirche die
Methode am liebsten ganz verbieten –
und droht allen Abgeordneten, die für
das Gesetz  stimmen, mit Exkommuni -
kation. 

Beruhigt hat sich die Lage in Italien,
wo an Privatkliniken sogar schon über
60-Jährige noch zu Müttern gemacht wur-
den. 2004 erließ die konservative Berlus-
coni-Regierung zwar ein Gesetz, das die
moderne Reproduktionsmedizin stark
einschränkte und die PID für illegal er-
klärte.

Doch schon vier Jahre später wurde
die PID nach Klagen betroffener Paare
wieder zugelassen. 

„Ich wünschte mir“, sagt PID-Pionier
Handyside, „dass die deutschen Politiker
auch etwas mehr Mitgefühl mit den Be-
troffenen hätten.“ KATRIN ELGER, 
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